Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1792 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Mai 1967 

II/l — 73106 — 5397/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes 
zur Änderung des Milch- und Fettgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 308. Sitzung am 28. April 1967 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf, wie aus der Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu 
nehmen. Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stel- 
lungnahme des Bundesrates ergibt sich aus der Anlage 3. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes 
zur Änderung des Milch- und Fettgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 12 des Gesetzes über den Verkehr mit Milch, 
Milcherzeugnissen und Fetten (Milch- und Fett- 
gesetz) in der Fassung vom 10. Dezember 1952 
(BundesgesetzbL I S. 811), zuletzt geändert durch 
das Gesetz über die Unterbringung von Rüböl aus 
inländischem Raps und Rübsen vom 12. August 
1966 (Bundesgestzbl. I S. 497), wird wie folgt ge- 
ändert; 

1. In Absatz 2 Nr. 3 werden hinter dem Wort 
„Kondensmilch" die Worte „und ultra-hoch- 
erhitzte Milchmischgetränke" angefügt. 

2. Absatz 3 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a) Trinkmilch, sterilisierte Milch und Milch- 
mischgetränke jeder Art, die zur Schul- 
milchspeisung abgesetzt worden sind,". 

b) Folgender Buchstabe c wird angefügt: 

„c) Erzeugnisse nach Absatz 2, die aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ver- 
bracht worden sind;". 

3. Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Buchstabe b werden hinter dem 
Wort „Schnitt-," die Worte „Halbfestem 
Schnitt-," eingefügt. 


b) In Nummer 2 Buchstabe c wird das Wort 
„Weichkäse" durch die Worte „Halbfestem 
Schnittkäse" ersetzt. 

4. Absatz 7 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a werden die Worte „und 
Milchmischgetränke" gestrichen. 

b) Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b) Milchmischgetränke und sterilisierter 
Milch 40 bis 60 vom Hundert,". 

c) Folgender Buchstabe c wird angefügt: 

„c) sterilisierter und ultra-hocherhitzter 
Milchmischgetränke 

10 bis 30 vom Hundert,". 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgestzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme von Artikel 1 
Nr. 2 am ersten Tage des auf die Verkündung fol- 
genden Kalendermonats in Kraft. Artikel 1 Nr. 2 
Buchstabe a tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1967, 
Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b mit Wirkung vom 
1. Januar 1965 in Kraft. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Nummer 1 

Die Abgaberegelung des § 12 Abs. 2 erfaßt bisher 
von den Milcbmiscbgetränken in Nummer 2 die 
nicht haltbar gemachten und in Nummer 3 die steri- 
lisierten. Zu diesen können die ultra-hocherhitzten 
Milchmischgetränke nicht gerechnet werden, zumal 
das bei diesen der für die sterilisierten Erzeugnisse 
notwendige dauerhafte luftdichte Verschluß durch 
die Form der Abpackung nicht gewährleistet ist. 
Durch die Änderung des Absatzes 2 Nr. 3 sollen 
die ultra-hocherhitzten Milchmischgetränke in die 
Abgaberegelung einbezogen werden. Diese Milch- 
mischgetränke werden seit 1964 auf den Markt ge- 
bracht und haben, wie auf Grund einer längeren 
Marktbeobachtung jetzt festgestellt worden ist, in- 
zwischen eine beachtliche Marktstellung erlangt. Sie 
stehen in Substitutionskonkurrenz zu anderen Milch- 
mischgetränken, insbesondere zu sterilisierten Milch- 
mischgetränken, die mit einer Abgabe belastet sind 
und mit diesen in Substitutionskonkurrenz zur 
Trinkmilch. Im Interesse ausgewogener Wettbe- 
werbsverhältnisse erscheint es daher geboten, auch 
ultra-hocherhitzte Milchmischgetränke der Abgabe 
zu unterwerfen. 

Die ultra-hocherhitzte Milch kann noch nicht in die 
Regelung des § 12 einbezogen werden, da die 

Ultra-Hocherhitzung der Milch nur auf Grund einer 
besonderen Versuchsgenehmigung nach § 20 a des 
Lebensmittelgesetzes zugelassen ist. Durch Ver- 
suche, die erhebliche Aufwendungen erfordern, soll 
festgestellt werden, ob dieses Milcherhitzungsver- 
fahren auf die Dauer zugelassen werden kann. Die 
Untersuchungen erstrecken sich in erster Linie dar- 
auf, ob die biologische Vollwertigkeit des Milchei- 
weißes erhalten bleibt. Den betreffenden Molkereien 
sind mit der Versuchsgenehmigung gebietliche Ab- 
satzbeschränkungen auferlegt worden. Aus den ge- 
nannten Gründen kann die Marktstellung der ultra- 
hocherhitzten Milch, insbesondere die Substitutions- 
konkurrenz zur Trinkmilch, zur Zeit nicht ausrei- 
chend beurteilt werden. 

Nummer 2 
Buchstabe a 

Für Trinkmilch und Milchmischgetränke, die für die 
Schulmilchspeisung Verwendung finden, wurden 
vom Bund und den meisten Ländern bis einschließ- 
lich 1965 Förderungsmittel bereitgestellt. Wegen 
der angespannten Haushaltslage können vom Bund 
und den meisten Ländern für diesen Zweck keine 
Mittel mehr bereitgestellt werden. Die Abgabenbe- 
freiung für Schulmilch soll daher mit Wirkung vom 
1. Januar 1967 nicht mehr von der Gewährung 
staatlicher Förderungsmittel abhängig gemacht wer- 
den. 


Da die Freistellung von der Ausgleichsabgabe nicht 
mehr von einer Verbilligung durch staatliche För- 
derungsmittel abhängt, ist es angebracht, auch ste- 
rilisierte Milch und sterilisierte Milchmischgetränke, 
die vor allem im molkereiferneren Gebieten zur 
Schulmilchspeisung abgesetzt werden, in die Abga- 
benbefreiung einzubeziehen. 

Buchstabe b 

Durch die Änderung sollen Milcherzeugnisse, die 
ausgeführt werden, von der Ausgleichsabgabe frei- 
gestellt werden. Die Ausfuhr von Milcherzeugnissen 
hat erst ab 1965 nach Inkrafttreten der EWG-Markt- 
regelung Milch- und Milcherzeugnisse allmählich 
begonnen. Da die Ausgleichsregelung nur für den 
inneren Markt bestimmt ist, sollen ausgeführte 
Milcherzeugnisse nicht der Ausgleichsabgabe unter- 
liegen. 

Nummer 3 

Die Einfügung der Werte „Halbfester Schnittkäse" 
in Absatz 5 Nr. 1 Buchstabe b und Nutnmer 2 Buch- 
stabe c ist zur Anpassung des Begriffs „Schnittkäse" 
an die durch § 5 der Käseverordnung vom 24. Juni 
1965 (Bundesanzeiger Nr. 118 vom 30. Juni 1965), 
geändert durch die Verordnung zur Änderung der 
Käseverordnung vom 7. September 1966 (Bundes- 
anzeiger Nr. 182 vom 28. September 1966), vorge- 
nommene Aufteilung in „Halbfester Schnittkäse" 
und „Schnittkäse" erforderlich. Es handelt sich inso- 
fern um eine redaktionelle Klarstellung, da die all- 
gemeine Werkmilchstützung und die zusätzliche 
Käsereimilchstützung für jeglichen Schnittkäse ge- 
währt werden. 

Die gleichzeitige Streichung des Wortes „Weich- 
käse" in Absatz 5 Nr. 2 Buchstabe c ist eine Folge 
von Artikel 5 Abs. 2 der Verordnung Nr. 46/65/ 
EWG vom 29. März 1965; danach darf die Bundes- 
republik die zusätzliche Käsereimilchstützung für 
Käse der Warengruppe Nr. 11 (Weichkäse) des An- 
hangs I der Verordnung Nr. 111/64/EWG vom 
30. Juli 1964 nicht mehr gewähren. 

Nummer 4 

Die Änderungen in Absatz 7 sind aus folgenden 
Gründen erforderlich: 

Für sterilisierte und ultra-hocherhitzte Milchmisch- 
getränke soll ein Vomhundertsatz von 10 bis 30 der 
Trinkmilchabgabe festgesetzt und damit der bis- 
herige Vomhundertsatz für sterilisierte Milchmisdi- 
getränke (40 bis 60) ermäßigt werden. Die Ermäßi- 
gung ist geboten, weil auf Grund einer längeren 
Marktbeobachtung jetzt festgestellt worden ist, daß 
eingeführte Konkurrenzprodukte sich einen gewis- 
sen Marktanteil verschafft haben und die Marktstel- 
lung der entsprechenden inländischen Erzeugnisse 
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in einer Weise beeinflussen, daß der bisherige Ab- 
gabesatz zu hoch erscheint. 

Für die ultra-hocherhitzten Milchmischgetränke soll 
entsprechend ihrer Marktstellung im Vergleich zur 
Trinkmilch und zu den anderen abgabepflichtigen 
Erzeugnissen, insbesondere zu sterilisierten Milch- 
mischgetränken, der gleiche Abgabesatz wie für 
letztgenannte Erzeugnisse festgesetzt werden. 

Die veränderte Marktstollung der sterilisierten 
Milchmischgetränke beeinflußt wiederum die Markt- 
stellung der nicht haltbar gemachten Milchmischge- 
tränke, so daß der Vomhundertsatz auch für dieses 
Erzeugnis ermäßigt werden muß. 


Zu Artikel 2 
übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Das Gesetz soll am ersten Tage des auf die Ver- 
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft treten, 
weil als Berechnungszeitraum für Abgaben und 
Stützungen jeweils Kalendermonate zugrunde ge- 
legt werden. Die Vorschrift des Artikels 1 Nr. 2 
Buchstabe a, wonach die Abgabenbefreiung der 
Schulmilch nicht mehr von der Gewährung staat- 
licher Zuschüsse abhängig ist, soll mit Wirkung vom 
1. Januar 1967, dem Beginn des Haushaltsjahres, in 
Kraft treten. 

Die Freistellung von Ausfuhren nach Artikel 1 
Nr. 2 Buchstabe b soll rückwirkend mit dem 1. Ja- 
nuar 1965 in Kraft treten, da die Ausfuhren seit 
Anfang 1965 durchgeführt werden. 

Die Vorschriften, die rückwirkend in Kraft treten 
sollen, sind ausschließlich begünstigend. 

* 

Durch die Änderungen entstehen für Bund, Länder 
und Gemeinden keine zusätzlichen Kosten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Durch das im Entwurf vorliegende Gesetz soll 
das Milch- und Fettgesetz förmlich geändert 
werden, das seinerseits als Zustimmungsgesetz 
verkündet worden ist (Bundesgesetzbl. 1962 I 
S. 811). Die förmliche Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes bedarf nach ständiger Rechts- 
auffassung des Bundesrates wiederum seiner 
Zustimmung. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß die Änderung eines Zustimmungs- 
gesetzes nur dann der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz Vorschrif- 
ten geändert werden, die die Zustimmungsbedürftig- 
keit des ursprünglichen Gesetzes begründet haben. 

Die Vorschriften des Gesetzes, die durch den Ent- 
wurf geändert werden sollen, haben bei ihrem 
ursprünglichen Erlaß die Zustimmungsbedürftigkeit 
nicht begründet. 
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